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Palmer: Oettinger muss Klarheit schaffen 
 
Stratthaus-Vorschlag zum verpflichtenden Einbau 
von Dieselrußfiltern rechtlich nicht zulässig 
__________________________________________ 
 

Der umweltpolitische Sprecher der Grünen im Landtag Boris Palmer hat den Vorschlag 

von Finanzminister Stratthaus zur gesetzlichen Verpflichtung, Rußfilter in 

Dieselkraftfahrzeugen einzubauen, als „europarechtlich nicht zulässig“ zurückgewiesen. 

Die Festsetzung nationaler Abgasnormen werde von der EU als Handelshemmnis 

betrachet und deshalb untersagt. Gerade weil mit einer EU-Norm, die den Rußfilter zur 

Pflicht macht, nicht vor Ende des Jahrzehnts zu rechnen ist, habe die Bundesregierung 

den Vorschlag zur steuerlichen Förderung des Dieselrußfilters gemacht. Eine 

Verpflichtung zum Einbau von Dieselrußfiltern ab dem 1. Juli 2005 wäre auch 

wirtschaftlich ein Desasterprogramm, weil derzeit nicht genügen Filter produziert werden 

könnten. Viele Autohersteller müssten dann ihre Produktionsstraßen für einige Monate 

stilllegen. „Der Finanzminister soll sich erst mal sachkundig machen, bevor er die Debatte 

um die Luftreinhaltung mit rechtswidrigen Vorschlägen bereichert und der Autoindustrie 

Kurzarbeit verordnet“, sagte Palmer.  

 

Palmer forderte den künftigen Ministerpräsidenten Günther Oettinger auf, schnell Klarheit 

über Baden-Württembergs Abstimmungsverhalten im Bundesrat zu schaffen. Die 



Bundesregierung will ab 1.1.2006 Dieselrußfilter bei Neuwagen mit 350 Euro und bei 

Nachrüstungen mit 250 Euro durch Steuererleichterungen fördern, für Käufe oder 

Nachrüstungen im Jahre 2005 soll diese Regelung rückwirkend gelten. Das Gesetz ist im 

Bundesrat zustimmungspflichtig. 

 

Finanzminister Stratthaus und einige seiner Länderkollegen halten die prognostizierten 

Kosten der Rußfilterförderung von 1,5 Milliarden Euro bis 2008 für nicht gerechtfertigt. 

Dem widersprechen die Grünen. Die Länder erhielten durch den Trend zum Diesel bis 

2008 zusätzliche Einnahmen von 1,6 Milliarden Euro, weil die Kfz-Steuer höher ist als bei 

Benzinern. In der Summe steigen die Steuereinnahmen der Länder also sogar leicht an. 

Palmer: „Die Länder dürfen dieses Gesetz nicht blockieren, denn sie verdienen am 

anhaltenden Boom der Diesel-Kfz kräftig mit.“ 

 

Nach Palmers Auffassung liegt es im elementaren Landesinteresse, die Rußfilterförderung 

möglichst rasch unter Dach und Fach zu bringen: „Günther Oettinger muss die 

erbsenzählerischen Bedenken seines Finanzministers abräumen. Die Unsicherheit über 

die Rußfilterförderung hat bereits zu Kaufzurückhaltung geführt. Wer jetzt weitere 

Forderungen nach Gegenfinanzierung an den Bund stellt, ohne die Kfz-Steuer-

Mehreinnahmen antasten zu wollen, der gefährdet Arbeitsplätze im Land und lässt die 

Menschen in den Städten mit Dreck in der Luft allein.“ 

 

Für Palmer hat Oettinger nach Teufels Abgang in Sachen Feinstaub ohnehin einiges 

aufzuholen: „Die Landesregierung hat die Erstellung von Luftreinhalteplänen absichtlich 

verzögert, die eigene Fahrzeugflotte nicht rechtzeitig umgestellt, die Zurückhaltung der 

Automobilindustrie stillschweigend hingenommen. Wenn Oettinger jetzt auch noch gegen 

die Förderpläne der Bundesregierung Widerstand leisten will, wird Teufels Ruß auch sein 

Gesicht schwärzen.“ 


